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EU-Konsultation „Energieeffizienz bei Gebäuden“ 
 

I. Einführung: 

 

Die EU-Kommission identifizierte folgende Hürden im Bereich 

„Energieeffizienz in Gebäuden“: 

 

 Fälle von Marktversagen wie 

 unzureichende Berücksichtigung ökologischer und sozialer 

Kosten in den Energiemarktpreisen; 

 verteilte Anreize oder die Prinzipal-Agent-Problematik; 

 fehlende Informationen; 

 fehlende angemessene Ausbildung und Kenntnisse im Be-

reich der Energieeffizienz bei vielen Akteuren des Gebäu-

desektors. 

 

 Finanzielle Hemmnisse wie 

 relativ hohe Anfangsinvestitionskosten; 

 begrenzter Zugang zu Krediten (der sich aufgrund der ak-

tuellen Wirtschafts- und Finanzkrise verschlechtert hat); 

 verzerrte finanzielle Vorstellungen privater Investoren in 

Bezug auf die anfänglichen Kosten und Amortisierungs-

zeiträume; 

 fehlende Sensibilisierung und Kenntnisse bei den Geldge-

bern; 

 relativ hohe Transaktionskosten wegen der geringen Größe 

energieeffizienter Projekte gegenüber sonstigen Investitio-

nen und fehlender systematischer Ansatz für die Bündelung 

von Investitionen; 

 längerfristige Renditen für Investitionen in Energieeffizi-

enz (und ihre aktuelle Illiquidität) in Verbindung damit, 

dass es keine Wertpapiere gibt, die auf Energieeinsparun-

gen setzen. 

 

 Regulierungsrahmen, z. B. 

 fehlende Durchsetzung von Gebäudeenergiekodizes; 

 fehlende administrative Kapazitäten für die Ausarbeitung 

von Rechtsvorschriften im Bereich der Energieeffizienz 

(einschließlich Förderinstrumente); 

 zu häufige Änderungen des Rechtsrahmens und der finan-

ziellen Förderprogramme; 

 vielfach dezentrale institutionelle Kompetenzen im Gebäu-

desektor, wobei die nationalen, regionalen und lokalen Be-

hörden unterschiedliche Funktionen 
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II. Fragen der EU-Konsultation 

 

1. Bewältigung von Marktversagen 

a. Sind die hier genannten Hemmnisse die wichtigsten? Falls nicht, wel-

che Hemmnisse fehlen und warum sind sie wichtig? 

Im Gebäudebereich ruhen enorme Einsparpotenziale. Die BDI-

Klimastudie zeigt, dass die notwendigen Technologien zur Erreichung 

der formulierten Ziele bei Gebäuden zur Verfügung stehen. Es gilt 

nunmehr, sie im Markt zur Anwendung zu bringen. Die Auslösung der 

notwendigen Sanierungswelle ist nicht durch ein Mittel alleine zu errei-

chen, es ist vielmehr die Neujustierung und Schaffung einer Reihe von 

aufeinander abgestimmten Instrumenten erforderlich. Fehlende monetä-

re Anreize bei den beteiligten Akteuren – vielmals Ein- und Zweifamili-

enhausbesitzer –, sowie auch mangelnde Information über Vorschriften 

und deren adäquate Umsetzung stellen derzeit das Haupthemmnis dar. 

Dazu kommt die mangelnde Konkretisierung bestimmter Begriffe, die 

den Ordnungsrahmen für verpflichtende Maßnahmen zur Erhöhung der 

Energieeffizienz z.B. in Neubauten stellen. 

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass der Staat für die von ihm 

ausgegebenen ambitionierten Ziele bis zum Jahr 2050 den Gebäudeein-

gentümern eine ausreichende Förderkulisse zur Verfügung stellt. Neben 

verbilligten Krediten gehört hierzu vor allem die Einführung einer wirk-

samen und ausreichend ausgestatteten steuerlichen Förderung von ener-

getischen Gebäudesanierungen. 

 

b. Welche Fälle von Marktversagen müssten am dringlichsten angegan-

gen werden? Auf welcher Ebene (EU-Ebene, nationale/regionale/lokale 

Ebene) könnte man am besten auf diese Fälle von Marktversagen rea-

gieren? 

Hierzu gehört in erster Linie das sog. „Investor-Nutzer-Dilemma“, also 

die unfaire Lastenverteilung zwischen Mietern und Vermietern im Falle 

einer energetischen Gebäudesanierung. Haupthemmnis sind u.a. die ho-

hen Investitionssummen sowie die verhältnismäßig langen Amortisati-

onszeiten. Angesichts der demographischen Situation ist hier dringend 

Abhilfe geboten.  

 

c. Wie könnten diese Fälle am besten angegangen werden? Beispiele: 

Wie könnten auf nationaler Ebene Verhaltensänderungen, die für eine 

schnellere Übernahme von Energieeffizienzmaßnahmen durch die Ge-

sellschaft notwendig sind, angestoßen werden? Wie könnte die Entwick-

lung eines Energiedienstleistungsmarktes für Haushalte weiter ange-

kurbelt werden? Was könnte unternommen werden, um für Energieeffi-

zienz in Gebäuden zu sensibilisieren und diese zu fördern? Wie könnte 

die Wirtschaft (Bausektor, Energiedienstleistungsunternehmen, lokale 

Banken usw.) besser bei der Umsetzung von Energieeffizienzmaßnah-
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men in Gebäuden unterstützt werden? Wie könnte das Problem der ver-

teilten Anreize am besten angegangen werden? 

 

Um die durch energetische Modernisierungen entstehenden Belastungen 

zwischen Vermieter und Mieter gerechter verteilen zu können, sind oft 

Anpassungen im Mietrecht auf nationaler Ebene erforderlich. Es ist von 

zentraler Bedeutung, dass ein Vermieter durch mietrechtliche Schutz-

vorschriften nicht darin gebremst oder sogar belastet wird, wenn er sein 

Gebäude energetisch ertüchtigen will. Der in Deutschland vorgelegte 

Mietrechtsnovellierungsentwurf greift im Grundsatz die richtigen Hand-

lungsfelder auf. Es ist ein interessengerechtes Abwägen zwischen Mie-

ter- und Vermieterrechten erforderlich. Die soziale Funktion des Miet-

rechts darf nicht verloren gehen. Die Pläne der Bundesregierung wahren 

aus unserer Sicht hier eine gute Balance. 

      Einige Punkte sind von besonderer Bedeutung: 

Es muss eine Möglichkeit geschaffen werden, dass bei vergleichbaren 

Mieten die energetische Beschaffenheit von Wohngebäuden Berück-

sichtigung findet, damit diese die Miethöhe signifikant beeinflusst.  

Ein weiteres Defizit können strenge und unübersichtlich gestaltete An-

kündigungsformalitäten für Modernisierungsarbeiten sein. Sie stellen oft 

eine hohe bürokratische Hürde für Vermieter dar, die Sanierungs- oder 

Modernisierungsmaßnahmen planen. Sie führen im Alltag häufig dazu, 

dass in der Praxis kaum eine Modernisierungsankündigung den vorge-

gebenen rechtlichen Anforderungen genügt. Dies liegt auch daran, dass 

die vom Gesetzgeber geforderten detaillierten Angaben zu Art und Um-

fang der geplanten Modernisierung für den Vermieter oftmals schwierig 

präzise umzusetzen sind. Der Abbau dieser hohen Formalanforderungen 

würde zu einer Beschleunigung und Intensivierung energetischer Mo-

dernisierungen beitragen. 

 

Ein Problem der verteilten Anreize besteht auch im Bereich der Sozial-

gesetzgebung: Werden die Kosten der Unterkunft von den Kommunen 

festgelegt, so orientieren sich diese oft im unteren Bereich des Miet-

spiegels. Dies sind oft auch energetisch schlechte Wohnungen. Es bleibt 

unberücksichtigt, dass die resultierenden Heizkosten ebenfalls voll vom 

Staat getragen werden müssen. Ähnliches gilt auch bei kommunal ge-

nutzten Gebäuden: Energie- und Erhaltungs-/renovierungskosten wer-

den aus unterschiedlichen Haushalten finanziert. 

Eine Änderung dieser Strukturen und eine Zusammenführung in eine 

Hand würden eine ganzheitliche Betrachtung ermöglichen und so Abhil-

fe schaffen.  

Neben der Information kann auch die konjunkturabhängige Finanzie-

rung der Programme problematisch sein. Durch die hohe Verschuldung 

öffentlicher Haushalte innerhalb der EU droht vielen Förderprogram-

men die Kürzung. Sofern diese Kürzungen nicht noch zurückgenommen 

werden, ist aufgrund sinkender Sanierungsrate ein sehr negativer Effekt 

auf die Erreichung der Klimaziele zu erwarten. Zudem können solche 

unsteten Mittelflüsse zu ineffizienten, zyklischen Investitionsschüben 

führen, da Investoren und Handwerkern die Planungssicherheit fehlt. 
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Wenn Mittel nur kurzfristig freigegeben werden, kann das zu Preisan-

stiegen bei Handwerkerleistungen führen, da nicht ausreichend Kapazi-

tät aufgebaut wurde. 

Zudem fehlen Anreize zum Energiespar-Contracting. Um anstehende 

Investitionen, die viel Kapital binden und daher nur schleppend in An-

griff genommen werden, anzustoßen, sollten entsprechende Rahmenbe-

dingungen geschaffen werden. Hierzu gehören die Gewährung von Aus-

fallbürgschaften durch den Staat und das Ermöglichen der Erhebung 

von Warmmieten unter bestimmten Voraussetzungen. 

In vielen Ländern der europäischen Union gibt es keine flächendecken-

de Übersicht über die Energieausweise des Gebäudebestands, also den 

Energieverbrauch der Gebäude. Aufgrund dieser Tatsache können keine 

zielgerichteten Informations- und Beratungsmaßnahmen für besonders 

schlechte Gebäude durchgeführt werden. Ferner besteht keine Daten-

grundlage für kommunale Energiekonzepte.  

 

2. Verbesserung des Zugangs zu Finanzierungsmöglichkeiten  

a. Sind die derzeitigen Finanzierungsinstrumente der EU für Energieef-

fizienz in Gebäuden wirksam? Wie könnte die Akzeptanz der EU-

Finanzierung von Energieeffizienzmaßnahmen (einschließlich der För-

dermittel der Kohäsionspolitik) verbessert werden? Welche Rolle könn-

ten in diesem Zusammenhang zentral verwaltete Finanzierungsinstru-

mente ergänzend zu maßgeschneiderten nationalen oder regionalen Fi-

nanzierungsinstrumenten (z. B. in Verbindung mit einem Beitrag aus 

Mitteln der Kohäsionspolitik) spielen? 

 

b. Wie könnten mehr private Gelder (sowohl von institutionellen Anle-

gern als auch von Gebäudeeigentümern) für Energieeffizienzprojekte 

mobilisiert werden? Welche Rolle würde in diesem Zusammenhang der 

öffentlichen Finanzierung (sowohl der EU als auch der Mitgliedstaaten) 

zukommen? Ist der Zugang zu technischer Hilfe (für die Projektentwick-

lung) ein Problem, und wie könnte er am effizientesten auf nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene gewährt werden? Wie könnten Finanzie-

rungssysteme der Mitgliedstaaten wie auch der EU verbessert werden, 

um alle Marktsegmente (Wohngebäude, Gewerbegebäude, öffentliche 

Gebäude usw.) am besten abzudecken? 

 

Durch finanzielle Anreize können hohe Investitionskosten gesenkt und 

zinsgünstig über eine lange Laufzeit verteilt werden. Durch die geringe-

ren, abgezinsten Kosten fallen die langfristigen Einsparungen bei den 

Energiekosten stärker ins Gewicht. Die Kostenbilanz dürfte somit für 

viele Eigentümer zu Gunsten der energieeffizienten Sanierungs- bzw. 

Baumaßnahme ausfallen. Die Förderung schafft Anreize, nicht nur ein-

zelne Maßnahmen mit kurzen Amortisationszeiten umzusetzen, sondern 

Gebäude ganzheitlich zu sanieren, was die langfristige Wirtschaftlich-

keit erhöht. Hier sind innovative Modelle von koordinierter Zusammen-

arbeit von öffentlichen und privaten Geldern zu kreieren und umzuset-

zen. Insbesondere für institutionelle Anleger, die an langen Laufzeiten 

und langfristigen Renditen interessiert sind, müssen optimale Rahmen-
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bedingungen für Investitionen in Energieeffizienz bei Gebäuden ge-

schaffen werden. Öffentlich Private Partnerschaften (ÖPP-Modelle) sind 

eine geeignete Möglichkeit zur Ausgestaltung solcher lebenszyklusori-

entierter Investitionen. So wird eine realistische Bewertung innovativer 

Vergabe-, Finanzierungs- und Betriebsmodelle ermöglicht. 

 

Ein Instrument zur Mobilisierung privater Investitionen durch öffentli-

che Finanzierungsanreize ist die steuerliche Absetzbarkeit der Kosten 

für Gebäudesanierungen. Als zeitlich befristete, effektive Fördermaß-

nahme steht die steuerliche Förderung für eine doppelte Rendite, da die 

eher entgegengesetzte Ziele Haushaltskonsolidierung und Klimaschutz 

gleichzeitig befördert würden. Die steuerliche Förderung käme zum ei-

nen der Beschäftigung im industriellen wie im Handwerkssektor und 

damit auch dem Steueraufkommen zugute, was sich – abgesehen von 

kurzfristigen Steuerausfällen – sogar  positiv auf den Haushalt auswir-

ken würde. Gleichzeitig wäre ein Innovationsschub im gesamten Be-

reich der Gebäudeenergieeffizienz (Dämmung, moderne Anlagentech-

nik, effiziente Heizungen, Energiemanagement, Gebäudeautomation, 

Energie-Contracting etc.) zu erwarten, der unabdingbar für die Errei-

chung nationaler und EU-weiter Energieeffizienzziele ist. Zudem würde 

dadurch ein wichtiger Beitrag zur Erreichung der Klimaziele auf ver-

schiedenen Ebenen geleistet. 

 

c. Wird ein Garantiesystem für Investitionen in die Effizienz von Gebäu-

den benötigt? Falls ja, welche Garantiesysteme für Energieeffizienzin-

vestitionen wären notwendig und wie sollten diese konzipiert sein? 

Werden andere Fördermechanismen (z. B. Risikoteilung, Investmentge-

sellschaften) benötigt?  

Das so genannte „Energiespar-Contracting“ eignet sich gut, um anste-

hende Investitionen, die viel Kapital binden und daher nur schleppend in 

Angriff genommen werden, anzustoßen. Dieses energetische Moderni-

sierungsmodell wird vornehmlich bei größeren Gebäuden und Gebäu-

degruppen angewendet. Als Dienstleistung bewertet und analysiert der 

Contractor im Rahmen eines ganzheitlichen Ansatzes Gebäude und 

technische Anlagen. Auf dieser Grundlage wird in der Folge ein nach-

haltiges Modernisierungskonzept entwickelt, umgesetzt und finanziert. 

Die erforderlichen Investitionen refinanzieren sich dabei aus Einsparun-

gen, die der Contractor vertraglich garantiert. Im Gegensatz zur klassi-

schen Bauleistung wird hier nicht die erforderliche Investition zum pri-

mären Vertragsgegenstand, sondern ein Garantieversprechen des 

Contractors über die Höhe der eingesparten Energiekosten. Damit bürgt 

der Auftragnehmer für eine hohe Ausführungsqualität und übernimmt 

das Risiko der Investition. Insbesondere öffentliche Einrichtungen 

könnten von diesem Energiesparmodell profitieren, Haushalte von Kör-

perschaften des öffentlichen Rechts würden entlastet. 

Leider reicht die geplante Verankerung des Contractings im Zuge der 

Mietrechtsnovellierung nicht aus. Die derzeitige Gesetzesfassung könn-

te sogar kontraproduktiv sein. 
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e. Gibt es Beispiele für gute Praktiken auf nationaler oder regionaler 

Ebene (mit Daten zu Kosten und Nutzen), die umfassender angewendet 

werden könnten? 

Das deutsche KfW-Programm „Energieeffizientes Sanieren“ stellt zins-

günstige Darlehen und Investitionskostenzuschüsse für die energetische 

Sanierung von Gebäuden durch Privatpersonen und Vermieter zur Ver-

fügung. Förderfähig ist derzeit die Erreichung des Standards KfW-

Effizienzhaus bis zu gewissen Fördergrenzen. Das Programm „Energie-

effizient Bauen“ fördert in ähnlichem Umfang sowohl die Errichtung als 

auch den Kauf von Neubauten. 

Der Anreizeffekt der Förderprogramme kann als relativ hoch angesehen 

werden, da die hohen Investitionskosten gesenkt und zinsgünstig über 

eine lange Laufzeit verteilt werden. Die abgezinsten Kosten spielen so-

mit bei langfristigen Einsparungen in Bezug auf die Energiekosten eine 

wichtigere Rolle. Dies führt zu einer optimierten Kostenbilanz und so-

mit zu einem Anreiz für die Eigentümer in energieeffiziente Sanierungs- 

bzw. Baumaßnahmen zu investieren. 

Mit dem KfW-Programm „Energieeffizient Bauen“ wurden 2010 mit 

Fördermitteln in Höhe von 2 Milliarden Euro insgesamt 93.000 Tonnen 

CO2 eingespart. Seit 2006 wurden insgesamt 400.000 Tonnen CO2 

vermieden. Bis 2030 rechnet das Umweltbundesamt mit 1,72 Millionen 

Tonnen CO2-Vermeidung. Für das Programm Energieeffizientes Sanie-

ren beläuft sich diese Summe bis 2030 nach Berechnungen des For-

schungszentrums Jülich sogar auf 12,1 Millionen Tonnen. Um solche 

Effekte zu garantieren ist es wichtig, dass die entsprechenden Förder-

programme, hier das CO2-Gebäudesanierungsprogramm der deutschen 

Bundesregierung, mit ausreichenden Mitteln ausgestattet sind.  

 

Wichtig ist, dass entsprechende Anreizsysteme stets technologieoffen 

ausgestaltet sind. Energetische Maßnahmen wie die Außenwanddäm-

mung,  die Modernisierung von Gebäudetechnik, die Fensterdämmung 

oder Maßnahmen, die zu einer Umstellung auf erneuerbare Energien 

oder einer Minderung der CO2-Emissionen führen, müssen bei der För-

derpolitik gleichberechtigt nebeneinander stehen. 

Neben den erfolgreichen KfW-Programmen ist als weitere Säule der 

staatlichen Förderung jedoch zwingend auch eine Komponente der steu-

erlichen Förderung erforderlich. 

 

3. Stärkung des Rechtsrahmens  

a. Sind weitere Rechtsvorschriften auf EU-Ebene zur Förderung von In-

vestitionen in die Energieeffizienz von Gebäuden über den Kommissi-

onsvorschlag für eine neue Energieeffizienzrichtlinie hinaus notwendig? 

Falls ja, was sollten diese Maßnahmen beinhalten? 

Im Gebäudesektor liegt der Großteil der Energieeinsparpotentiale. Da-

her sollte im Rahmen der Energieeffizienzrichtlinie der Fokus auch auf 

diesen Bereich legen. Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten kon-
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krete Roadmaps für Gebäude festlegen, so wie dies vom Parlament vor-

geschlagen wird. 

Eine Informationspflicht für private Gebäudebesitzer, z.B. die einmalige 

Erstellung eines Energiepasses bei selbstgenutzten Häusern die älter als 

30 Jahre sind, sollte erwogen werden.  

Grundsätzlich kann das Ordnungsrecht – schon aus verfassungsrechtli-

chen Gründen – allenfalls flankierende Wirkung haben. Im Zentrum 

muss die Schaffung eines attraktiven Instrumentenmixes zur freiwilligen 

Motivation der Investoren stehen. 

 

b. Welche spezifischen Maßnahmen könnten auf nationaler Ebene ge-

troffen werden, um den EU-Rechtsrahmen für Energieeffizienz so wirk-

sam wie möglich umzusetzen und zu ergänzen? 

Absolute Energieeinsparziele auf europäischer oder nationaler Ebene 

sind klar abzulehnen. Die innovative europäische Industrie muss wach-

sen dürfen. Nur auf diese Weise können ständige Weiterentwicklungen 

von kostengünstigen und effizienten Produkten auch im Bereich der 

Gebäudeisolierung durch eine leistungsfähige Industrie erfolgen. Wenn 

überhaupt, können Ziele nur als relative Energieeffizienzziele definiert 

werden. 

 

c. Welche strategischen Orientierungshilfen und welche Sensibilisie-

rungsmaßnahmen benötigen die verschiedenen Gruppen von Akteuren? 

Langfristige Planungssicherheit ist für alle Marktakteure – vom Produ-

zenten bis zum Handwerker – unabdingbar. Zielsetzungen müssen auch 

Maßnahmen folgen, Förderprogramme müssen deshalb kontinuierlich 

und ohne jährlich neue Diskussionen festgesetzt und abgewickelt wer-

den. 

Die fehlende Planbarkeit und Verlässlichkeit staatlicher Vorgaben stellt 

das Haupthemmnis im Gebäudesektor dar. Angesichts der hohen und 

langfristig bereitgestellten Investitionssummen ist die dauerhafte Stetig-

keit, sei es im Bereich des Ordnungsrechts oder der Förderung, von ent-

scheidender Bedeutung.  

 

 

 


